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Drucksache VI/672 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. April 1970 

III/l — 68070 — E — Ni 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten des 
Güterkraftverkehrs 

eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten der Per- 
sonenbeförderung im Straßenverkehr 

eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten der 
Güter- und Personenbeförderung auf Binnenwasserstraßen. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 31. März 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 

Brandt 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten des 

Güterkraftverkehrs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN — | 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- j 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und Artikel 57 Absatz 1, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit 1 ), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstaben 
D und G, 

auf Vorschlag der Kommission, j 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, i 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und in Erwägung nachstehender Gründe: , 

1. Das Allgemeine Programm sieht die Aufhebung 
aller Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
für die in der CITI-Gruppe 714 erfaßten Tätig- 
keiten im Laufe der ersten beiden Jahre der 
dritten Stufe der Übergangszeit vor. 

2. Die vorliegende Richtlinie behandelt die Aus- | 
Übung der Tätigkeiten auf dem Gebiet des Güter- | 
kraftverkehrs durch natürliche Personen und Ge- j 
Seilschaften im Hoheitsgebiet eines Mitglied- ; 
Staates nach den dort geltenden Vorschriften in 
Form einer Hauptniederlassung oder über die 
Gründung von Agenturen, Zweigniederlassungen j 
oder Tochtergesellschaften. 

3. Die Tätigkeiten des Werkverkehrs, die mit den 
bereits in Richtlinien des Rates behandelten 
industriellen, handwerklichen und Handelstätig- 
keiten in Zusammenhang stehen, werden gleich- j 
zeitig mit der Haupttätigkeit liberalisiert, da die 
Beseitigung der sie betreffenden Beschränkungen j 
keine Verzerrungen im Sinne von Buchstabe G 1 I 
des Allgemeinen Programms zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit nach 
sich zieht. Wenn die Haupttätigkeiten, von denen 
sie abhängen, noch nicht liberalisiert sind, fallen 
die Tätigkeiten des Werkverkehrs in den An- 
wendungsbereich dieser Richtlinie. 

4. Neben den Verkehrsberufen umfaßt die CITI- 
Gruppe 714 jedoch verschiedene andere Tätig- 
keiten, die nicht den gleichen Charakter haben. 
Diese sonstigen Tätigkeiten müssen vom Anwen- 
dungsbereich der vorliegenden Richtlinie ausge- 
schlossen werden. Sie sind in einer gesonderten 
Richtlinie aufgenommen worden, die gleichzeitig 
die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst- 
leistungsverkehr für sämtliche Nebentätigkeiten 
herstellt außer der Tätigkeit der Fahrzeugver- 

B Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/2 


mietung, die in einer anderen gesonderten Richt- 
linie behandelt und von Koordinierungsmaßnah- 
men begleitet wird. 

5. Die Aufhebung der Beschränkungen des freien 
Dienstleistungsverkehrs erfolgt gemäß Artikel 61 
Absatz 1, in dem es heißt: „Für den freien 
Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet des Ver- 
kehrs gelten die Bestimmungen des Titels über 
den Verkehr", nach einem anderen Verfahren auf 
der Grundlage der Artikel 74 ff. des Vertrages. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms sind die Beschränkungen des Rechts auf 
Beitritt zu Berufsorganisationen so weit zu be- 
seitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

7. Die Reise- und Aufenthaltsbedingungen für sämt- 
liche Begünstigten der Niederlassungsfreiheit 
sind in zwei Richtlinien des Rates vom 25. Fe- 
bruar 1964 2 ) behandelt worden. 

8. Für den Straßenverkehr sieht das Allgemeine 
Programm folgendes vor: „Die Anhebung der 
Beschränkungen wird nach dem Zeitplan des 
Allgemeinen Programms durchgeführt und von 
denjenigen Maßnahmen zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Aufnahme und Ausübung 
des betreffenden Berufs begleitet, die notwendig 
sind, um Verzerrungen zu vermeiden, die sich 
aus der Beseitigung der Beschränkungen ergeben 
können. Diese Koordinierung wird einen Be- 
standteil der gemeinsamen Verkehrspolitik bil- 
den," 

9. Der Rat hat am die Verordnung Nr 

über die Einführung gemeinsamer Regeln für den 
Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsunter- 
nehmers im innerstaatlichen und grenzüberschrei- 
tenden Verkehr und über die Kapazitätsregelung 
im innerstaatlichen Güterkraftverkehr erlassen. 
In Ergänzung dieser Verordnung sieht diese 
Richtlinie eine Vorschrift über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise vor — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I des Allgemeinen Programms zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845/64, 850/64 
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aufgeführten natürlichen Personen und Gesellschaf- 
ten — im folgenden Begünstigte genannt — die in 
Abschnitt III des Programms genannten Beschrän- 
kungen für die Aufnahme und Ausübung der in 
Artikel 2 beschriebenen Tätigkeiten. 

Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
selbständigen Tätigkeiten des Güterkraftverkehrs. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen; 

b) welche aus einer Verwallungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung der Be- 
günstigten in folgender Weise beschränken: 

a) in Belgien: 

— durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1965); 

— durch Verweigerung oder endgültigen Entzug 
der Verkehrsbescheinigungen und der Geneh- 
migungen für Inlandsbeförderungen, wenn 
der Antragsteller oder Inhaber seinen Haupt- 
geschäftssitz nicht oder nicht mehr in Belgien 
hat (Artikel 8 Absatz 1 1 Absatz 1, Artikel 9, 
Artikel 24 Absatz 1 1 und Artikel 25 des 
Königlichen Erlasses vom 9. September 1967) 
über die allgemeine Regelung für den ge- 
werblichen Güterkraftverkehr; 

b) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis einer „carte d'identite 
d'etranger commercant" (Decret-loi vom 
12. November 1938, Loi vom 8. Oktober 1940; 
Decret vom 2. Februar 1939, geändert durch 
Decret vom 27. Oktober 1969); 

— durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit für Personen, die öffent- 
liche Verkehrsunternehmen leiten (Artikel 45 
des Dekrets vom 14. November 1949 und 
Artikel 11 des Dekrets 65/652 vom 28. Juli 
1965); 

— durch den Ausschluß von dem Recht auf Ver- 
längerung gewerblicher Mietverträge (Dekret 
vom 30. September 1953, Artikel 38). 

Geschehen > 


c) in Luxemburg: 

- - durch die begrenzte Geltungsdauer der Aus- 
ländern erteilten Genehmigungen (Gesetz 
vom 12. Juni 1962, Artikel 21). 

Artikel 4 

1. Die Mtigliedstaaten sorgen dafür, daß die 
Begünstigten den Berufsorganisationen unter den- 
selben Bedingungen und mit den gleichen Rechten 
und Pflichten beitreten dürfen wie Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in 
leitende Positionen der Berufsorganisationen zu ge- 

1 langen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betreffende 
Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift an 
der Ausübung öffentlicher Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die 
Zugehörigkeit zur Handelskammer den Begünstigten 
nicht das Recht auf Teilnahme an der Wahl der Ver- 

: waltungsorgane. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
! genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
1 Staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
| Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat erkennt hinsichtlich des Be- 
rufszugangs für die Zulassung zum innerstaatlichen 
Verkehr die von den anderen Mitgliedstaaten ge- 
mäß den Vorschriften der Artikel 4 und 5 der Ver- 
ordnung Nr. . . . des Rates vom . . . über die Ein- 
führung gemeinsamer Regeln für den Zugang zum 
Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmens im in- 
nerstaatlichen und grenzüberschreitenden Verkehr 
und für die Kapazitätsregelung im innerstaatlichen 
Güterkraftverkehr ausgestellten Urkunden und Be- 
scheinigungen an und verleiht ihnen in seinem Ho- 
heitsgebiet die gleiche Wirkung wie den von ihm 
ausgestellten Urkunden und Bescheinigungen. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission unverzüglich hiervon in 
Kenntnis. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 

a Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten der 
Personenbeförderung im Straßenverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und Artikel 57 Absatz 1, j 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit 1 ), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstaben ! 
D und G, '$ 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Das Allgemeine Programm sieht die Aufhebung . 
aller Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit j 
für die in den CITI-Gruppen 712 und 713 erfaßten 
Tätigkeiten im Verlauf der ersten beiden Jahre 
der dritten Stufe der Übergangszeit vor. Um zu 
vermeiden, daß sich Verzerrungen aus der nicht j 
mit Koordinierungsmaßnahmen verbundenen i 
Aufhebung der Beschränkungen ergeben, werden 
von dieser Richtlinie nur die Tätigkeiten der Be- 
förderung mit Omnibussen und Autobussen der 
Gruppe 712 erfaßt. Die anderen in diese Gruppe 
fallenden Tätigkeiten der Beförderung durch 
Straßenbahnen, Oberleitungsomnibusse und 
Stadtbahnen werden später in einer Richtlinie 
liberalisiert, die von Koordinierungsmaßnahmen 
begleitet wird. 

2. Neben den Beförderungstätigkeiten umfassen die 
CITI-Gruppen 712 und 713 eine Reihe anderer : 
Tätigkeiten, die nicht den gleichen Charakter 
haben. Diese anderen Tätigkeiten müssen vom 
Anwendungsbereich der vorliegenden Richtlinie 
ausgeschlossen werden. Sie sind in einer geson- 
derten Richtlinie aufgenommen worden, die 1 
gleichzeitig die Niederlassungsfreiheit und den 
freien Dienstleistungsverkehr für sämtliche Ne- 
bentätigkeiten herstellt, außer der Tätigkeit der 
Fahrzeugvermietung, die in einer anderen ge- 
sonderten Richtlinie behandelt und von Koordi- 
nierungsmaßnahmen begleitet wird. 

3. Die vorliegende Richtlinie behandelt die Aus- j 
Übung der Tätigkeiten auf dem Gebiet der Per- ! 
sonenbeförderung im Straßenverkehr durch 
natürliche Personen und Gesellschaften im Ho- 
heitsgebiet eines Mitgliedstaates nach den dort 
geltenden Vorschriften in Form der Hauptnieder- ; 

‘) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 


lassung oder über die Gründung von Agenturen, 
Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaf- 
ten. 

4. Die Tätigkeiten des Werkverkehrs, die mit den 
bereits in Richtlinien des Rates behandelten indu- 
striellen, handwerklichen und Handelstätigkeiten 
im Zusammenhang stehen, werden gleichzeitig 
mit der Haupttätigkeit liberalisiert, da die Be- 
seitigung der sie betreffenden Beschränkungen 
keine Verzerrungen im Sinne von Buchstabe G 1 
des Allgemeinen Programms zur Aufhebung der 
Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit nach 
sich zieht. Wenn die Haupttätigkeiten, von denen 
sie abhängen, noch nicht liberalisiert sind, fallen 
die Tätigkeiten des Werkverkehrs in den An- 
wendungsbereich dieser Richtlinie. 

5. Die Aufhebung der Beschränkungen des freien 
Dienstleistungsverkehrs erfolgt gemäß Artikel 61 
Absatz 1, in dem es heißt: „Für den freien Dienst- 
leistungsverkehr auf dem Gebiet des Verkehrs 
gelten die Bestimmungen des Titels über den 
Verkehr", nach einem anderen Verfahren auf 
der Grundlage der Artikel 74 ff. des Vertrages. 

6. Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms sind die Beschränkungen des Rechts auf 
Beitritt zu Berufsorganisationen so weit zu be- 
seitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

7. Die Reise- und Aufenthaltsbedingungen sind für 
sämtliche Begünstigten der Niederlassungsfrei- 
heit in zwei Richtlinien des Rates vom 25. Fe- 
bruar 1964 2 ) behandelt worden. 

8. Für den Straßenverkehr sieht das Allgemeine 
Programm folgendes vor: „Die Aufhebung der 
Beschränkungen wird nach dem Zeitplan des 
Allgemeinen Programms durchgeführt und von 
denjenigen Maßnahmen zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Aufnahme und Ausübung 
des betreffenden Berufs begleitet, die notwendig 
sind, um Verzerrungen zu vermeiden, die sich 
aus der Beseitigung der Beschränkungen ergeben 
könnten. Diese Koordinierung wird ein Bestand- 
teil der gemeinsamen Verkehrspolitik bilden." 

9. Der Rat hat am . . . die Verordnung Nr. . . . 
über die Einführung von Bedingungen für den 
Zugang zum Beruf des Personenkraftverkehrs- 
unternehmers im innerstaatlichen und grenzüber- 
schreitenden Verkehr erlassen. In Ergänzung 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845/64, 850/64 
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dieser Verordnung sieht diese Richtlinie eine 
Vorschrift über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise vor — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I des Allgemeinen Programms zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit aufgeführten natürlichen Personen und Ge- 
sellschaften — im folgenden Begünstigte genannt — 
die in Abschnitt III des Programms genannten Be- 
schränkungen für die Aufnahme und Ausübung der 
in Artikel 2 beschriebenen Tätigkeiten. 


Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
selbständigen Tätigkeiten der Personenbeförderung 
mit Kraftfahrzeugen im Straßenverkehr. 


Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung der Be- 
günstigten in folgender Weise beschränken: 

a) in Belgien: 

— durch das Erfordernis einer „carte profession- 
elle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1965); 

— durch Verweigerung der Genehmigung zum 
Betrieb eines Omnibusdienstes an Personen, 
die nicht die belgische Staatsangehörigkeit 
besitzen (Ministerialbeschlüsse vom 26. Ja- 
nuar 1959 und 16. Mai 1962). 

b) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis einer „carte d'identite 
d'etranger commergant" (Decret-loi vom 
12. November 1938, Loi vom 8. Oktober 1940, 
Decret vom 2. Februar 1939, geändert durch 
Decret vom 27. Oktober 1969); 

— durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit für die Ausübung von 
Tätigkeiten im Personenkraftverkehr (Artikel 


45 des geänderten Dekrets vom 14. Novem- 
ber 1949, eingefügt durch Artikel 11 des 
Dekrets 65/652 vom 28. Juli 1965); 

— durch den Ausschluß von dem Recht auf Ver- 
längerung gewerblicher Mietverträge (Dekret 
vom 30. September 1953, Artikel 38). 

c) in Luxemburg: 

durch die begrenzte Geltungsdauer der Aus- 
ländern erteilten Genehmigungen (Gesetz vom 
2. Juni 1962, Artikel 21). 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten den Berufsorgani- 
sationen unter denselben Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie 
Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung 
in leitende Positionen der Berufsorganisationen zu 
gelangen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betreffende 
Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift an 

| der Ausübung öffentlicher Gewalt teilnimmt. 

| 3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die 

Zugehörigkeit zur Handelskammer den Begünstigten 
nicht das Recht auf Teilnahme an der Wahl der 
Verwaltungsorgane. 

i 

Artikel 5 

j Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
I genannten Tätigkeiten in einen Mitgliedstaat bege- 
| ben, keine Beihilfen, durch welche die Niederlas- 
! sungsbedingungen verfälscht werden könnten. 


Artikel 6 

I* 

Jeder Mitgliedstaat erkennt hinsichtlich des Be- 
rufszugangs für die Zulassung zum innerstaatlichen 
Verkehr die von den anderen Mitgliedstaaten ge- 
mäß den Vorschriften der Artikel 3 und 4 der Ver- 
ordnung des Rates Nr. . . . vom . . . über die Ein- 
führung von Bedingungen für den Zugang zum 
Beruf des Personenkraftverkehrsunternehmers im 
| innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Verkehr 
1 ausgestellten Urkunden und Bescheinigungen an 
und verleiht ihnen in seinem Hoheitsgebiet die 
| gleiche Wirkung wie den von ihm ausgestellten 
I Urkunden und Bescheinigungen. 


Artikel 7 

I 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
! Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
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naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen und 
setzen die Kommission unverzüglich hiervon in 
Kenntnis. 


Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten der 
Güter- und Personenbeförderung auf Binnenwasserstraßen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN i 

GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt aul den Vertrag zur Gründung der Euro- | 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und Artikel 57 Absatz 1, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit *), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstaben I 
D und G, i 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, ' 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- : 
ausschusses, in Erwägung nachtehender Gründe: 

i 

1. Das Allgemeine Programm sieht vor, daß im ; 
Laufe der beiden ersten Jahre der dritten Stufe 
der Übergangszeit alle Beschränkungen der Nie- j 
derlassungsfreiheit für die in der CITI-Gruppe 
716 erfaßten Tätigkeiten der Güter- und Per- 
sonenbeförderung auf Binnenwasserstraßen auf- 
gehoben werden. 

2. Die vorliegende Richtlinie behandelt die Aus- 

übung der Tätigkeiten auf dem Gebiet der Güter- 
und Personenbeförderung auf Binnenwasser- j 
Straßen durch natürliche Personen und Gesell- ; 
schäften im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates , 
nach den dort geltenden Vorschriften in Form 
der Hauptniederlassung oder über die Gründung 
von Agenturen, Zweigniederlassungen oder 
Tochtergesellschaften. ! 

3. Die Tätigkeiten des Werkverkehrs, die mit den 
bereits in Richtlinien des Rates behandelten 
industriellen, handwerklichen und Handelstätig- j 
keiten in Zusammenhang stehen, werden gleich- 
zeitig mit der Haupttätigkeit liberalisiert. Dies , 
gilt nicht für Tätigkeiten des Werkverkehrs, auf j 
die sich einige in der Richtlinie ausdrücklich ge- j 
nannte Beschränkungen beziehen, da die Beseiti- 
gung der betreffenden Beschränkungen Verzer- 
rungen im Sinne von Buchstabe G 1 des Allge- 
meinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit nach sich 
ziehen würde. 

In diesen Ausnahmefällen sowie im Fall des 
Werkverkehrs für noch nicht liberalisierte Haupt- 
tätigkeiten fallen die Tätigkeiten des Werkver- j 
kehrs in den Anwendungsbereich dieser Rieht- | 
linie. 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 

vom 15. Januar 1962, S. 36/62 i 


4. Neben den eigentlichen Verkehrsberufen umfaßt 
die CITI-Gruppe 716 verschiedene andere Tätig- 
keiten wie Hilfstätigkeiten des Verkehrs oder 
Tätigkeiten anderer Art; diese Tätigkeiten müs- 
sen vom Anwendungsbereich der vorliegenden 
Richtlinie ausgeschlossen werden. Sie sind in 
einer gesonderten Richtlinie aufgenommen wor- 
den, die gleichzeitig die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungsverkehr für sämt- 
liche Nebentätigkeiten herstellt außer der Tätig- 
keit der Schiffsvermietung, die in einer anderen 
gesonderten Richtlinie behandelt und von Ko- 
ordinierungsmaßnahmen begleitet wird. 

5. Die Aufhebung der Beschränkungen des freien 
Dienstleistungsverkehrs erfolgt gemäß Artikel 61 
Absatz 1 nach einem anderen Verfahren auf der 
Grundlage der Artikel 74 ff. des Vertrages. 

6. Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms sind die Beschränkungen des Rechts auf 
Beitritt zu Berufsorganisationen so weit zu be- 
seitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

7. Die Reise- und Aufenthaltsbedingungen für sämt- 
liche Begünstigten der Niederlassungsfreiheit 
sind in zwei Richtlinien des Rates vom 25. Fe- 
bruar 1964 2 ) behandelt worden. 

8. Die Aufhebung der Beschränkungen wird von 
Maßnahmen zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Aufnahme und Ausübung des betreffen- 
den Berufs begleitet, die notwendig sind, um 
Verzerrungen zu vermeiden, die sich aus der 
Beseitigung der Beschränkungen ergeben könn- 
ten. Diese Koordinierung wird einen Bestandteil 
der gemeinsamen Verkehrspolitik bilden. 

9. Der Rat hat am . . . die Verordnung Nr. . .■ . 
über den Zugang zum Markt im Binnenschiffs- 
güterverkehr erlassen. In Ergänzung dieser Ver- 
ordnung sieht diese Richtlinie eine Vorschrift 
über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs- 
nachweise vor — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 

Abschnitt I des Allgemeinen Programms zur Auf- 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845/64, 850/64 
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hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit aufgeführten natürlichen Personen und Ge- 
sellschaften — im folgenden Begünstigte genannt — 
die in Abschnitt III des Programms genannten Be- 
schränkungen für die Aufnahme und Ausübung der 
in Artikel 2 beschriebenen Tätigkeiten. 


A r t i k e 1 2 | 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
selbständigen Tätigkeiten der Güter- und Personen- 
beförderung auf Binnenwasserstraßen mit Wasser- 
fahrzeugen einschließlich der Schub- und Schlepp- 
schiffahrt. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 

unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen; j 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, ! 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten eine j 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung der Be- 
günstigten in folgender Weise beschränken: 

a) in Belgien: 

— durch das Erfordernis einer „carte profession- 
nelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1965); 

— durch das Erfordernis, daß für die Ausstellung 
einer Werkverkehrsgenehmigung bestimmte 
Nationalitätsbedingungen erfüllt sein müssen. 
Diese finden sich im Ministerialerlaß vom 
23. März 1960 über die Bedingungen, unter 
denen die für den Werkverkehr bestimmten 
Schiffe von der Einschaltung der nach dem 
System der Rangfahrten arbeitenden Befrach- 
tungskontore befreit sind. 

b) in Deutschland: 

— durch das Erfordernis der deutschen Staats- 
angehörigkeit für die Mitgliedschaft in den 
Schifferbetriebsverbänden (Gesetz über den 
gewerblichen Binnenschiffsverkehr vom 
1. Oktober 1953, geändert durch Gesetz vom 
1. August 1961). 

c) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis einer „carte d'identite 
d'etranger commergant" (Decret-loi vom 
12. November 1938, Loi vom 8. Oktober 1940, 
Decret vom 2. Februar 1939, geändert durch 
Decret vom 27. Oktober 1969); 

— durch das Erfordernis, daß für eine Eintra- , 
gung in das Schiffsregister die Schiffe zu über 
50% französischen Staatsangehörigen oder | 
juristischen Personen des französischen Rechts j 


gehören müssen (Artikel 19 des Code für 
Wasserstraßen und Binnenschiffahrt); 

— durch den Ausschuß von dem Recht auf Ver- 
längerung gewerblicher Mietverträge (Dekret 
vom 30. September 1953, Artikel 38). 

d) in Italien: 

— durch die Vorschrift, daß die Schiffe für die 
Eintragung ins Schiffsregister mindestens zu 
zwei Dritteln italienischen Staatsangehörigen 
oder juristischen Personen gehören müssen, 
die ihren Sitz in Italien haben und deren 
Kapital mindestens zu drei Viertel italieni- 
schen Staatsangehörigen gehört (Artikel 143 
der Schiffahrtsordnung); 

— durch das Erfordernis, daß Italiener die Mehr- 
heit in den Verwaltungs- und Direktions- 
organen innehaben müssen (Artikel 143 der 
Schiffahrtsordnung vom 30, März 1942 und 
Artikel 65 ff. der Verordnung Nr. 631 über 
die Binnenschiffahrt vom 28. Juni 1949). 

e) in Luxemburg: 

— durch die begrenzte Geltungsdauer der Aus- 
ländern erteilten Genehmigungen (Gesetz 
vom 2. Juni 1962, Artikel 21). 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten den Berufsorgani- 
sationen unter denselben Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie 
Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in 
leitende Positionen der Berufsorganisationen zu ge- 
langen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betreffende 
Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift an 
der Ausübung öffentlicher Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die 
Zugehörigkeit zur Handelskammer den Begünstigten 
nicht das Recht auf Teilnahme an der Wahl der Ver- 
waltungsorgane. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat erkennt hinsichtlich der Zu- 
lassung zum innerstaatlichen Verkehr die von den 
anderen Mitgliedstaaten gemäß den Vorschriften 
von Titel II der Verordnung Nr. . . . des Rates vom 
. . . über den Zugang zum Markt im Binnenschiffs- 
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güterverkehr ausgestellten Urkunden und Bescheini- 
gungen an und verleiht ihnen in seinem Hoheits- 
gebiet die gleiche Wirkung wie den von ihm ausge- 
stellten Urkunden und Bescheinigungen. 

Artikel 7 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eige- 
nen Staatsangehörigen für die Aufnahme oder Aus- 
übung der Tätigkeit der Personenbeförderung auf 
Binnenwasserstraßen ein Zuverlässigkeitsnachweis 
und der Nachweis, daß sie vorher nicht in Konkurs 
gegangen sind, oder nur einer dieser beiden Nach- 
weise verlangt, so erkennt dieses Land bei Staats- 
angehörigen anderer Mitgliedstaaten als ausreichen- 
den Nachweis die Vorlage eines Strafregisteraus- 
zuges oder, in Ermangelung dessen, die Vorlage 
einer von einer hierfür zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Herkunfts- 
landes ausgestellten gleichwertigen Urkunde an, aus 
der sich ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt sind. 

Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer hierfür zuständigen Justiz- oder Verwal- 
tungsbehörde, einem Notar oder einer hierzu be- 
fugten, für seinen Beruf zuständigen Stelle des 
Heimat- oder Herkunftslandes abgegeben hat. 


I 2. Die gemäß Absätzen 1 und 2 ausgestellten Be- 
| scheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter 
als drei Monate sein. 

3. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der 
in Artikel 7 vorgesehenen Frist die für die Aus- 
stellung der vorgenannten Bescheinigung zustän- 

' digen Behörden und Stellen und unterrichten davon 
! unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
! Kommission, 
i 

4. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 

! von Banken des Heimat- oder Herkunftslandes als 
; gleichwertig mit den auf seinem eigenen Hoheits- 
. gebiet ausgestellten Bescheinigungen an. 

i A r t i k e 1 8 

l 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
| naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission unverzüglich hiervon in 
Kenntnis. 

A r t i k e 1 9 

| Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
i richtet. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


A. Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit für die 
selbständigen Tätigkeiten des Güterkraftverkehrs 

1. Ziel der Richtlinie 

Nach dem vom Rat am 18. Dezember 1961 erlassenen ! 
Allgemeinen Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit sind der- 
artige Beschränkungen bei den selbständigen Tätig- 
keiten des Güterkraftverkehrs bis zum 31. Dezem- 
ber 1967 abzuschaffen. 

Das Programm bestimmt außerdem, daß die Auf- 
hebung der Beschränkungen von im Rahmen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik durchzuführenden 
Maßnahmen zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Aufnahme und Ausübung des betreffenden Be- 
rufs begleitet sein müssen, die notwendig sind, um 
Verzerrungen zu vermeiden, die sich aus der Besei- 
tigung der Beschränkungen ergeben könnten. Ein 
entsprechender Vorschlag einer Verordnung, zu dem 
bereits die Stellungnahmen des Europäischen Parla- 
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
eingeholt wurden, liegt dem Rat gegenwärtig zur 
Prüfung vor. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 des Vertrages wird die- 
ser Richtlinienvorschlag deshalb dem Rat zur Ge- 
nehmigung unterbreitet, der sie nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Euro- 
päischen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit er- 
lassen wird. 

2. Prüfung der wichtigsten Artikel 

Artikel 1 

Diese Richtlinie betrifft nur die Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit. Nach Ar- 
tikel 61 Absatz 1 des Vertrages gelten für den freien 
Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet des Ver- 
kehrs die Bestimmungen des Titels über den Ver- 
kehr. 

A r t i k e 1 2 , 

Die Richtlinie gilt für die Tätigkeiten des Güter- 
kraftverkehr. Gemäß dem Allgemeinen Programm 
fallen diese Tätigkeiten unter die Gruppe 714 der 
„Classification internationale type, par industrie, de 
toutes les branches d'activite economique (CITI)" 1 ). 
Diese Nomenklatur wurde im Zeitpunkt der Aus- j 
arbeitung der Allgemeinen Programme als Grund- ! 
läge für die Einstufung der verschiedenen Tätig- 

b Diese Nomenklatur enthält einen Index mit einer Auf- 
zählung der Tätigkeiten. Die vom Büro der Vereinten 
Nationen, Statistische Untersuchungen, veröffentlichte 
Ausgabe mit Index trägt die Nummer Reihe M, Nr. 4, 
rev. 1, Add. 1, New York, 1964. 


keiten in Hauptgruppen und Gruppen gewählt. Da- 
mals war man davon ausgegangen, daß die nicht 
namentlich in dieser Nomenklatur aufgeführten 
Tätigkeiten derjenigen Gruppe einzuordnen sind, 
welche die nächstverwandten Tätigkeiten umfaßt, 
und zwar unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Gegebenheiten in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und insbesondere der technischen Ent- 
wicklung. 

Diese Gruppe umfaßt verschiedene andere Tätig- 
keiten, und zwar sowohl Hilfstätigkeiten des Ver- 
kehrs als auch Tätigkeiten anderer Art, die den 
Gegenstand eines gesonderten Richtlinienvorschlags 
bilden werden. 

Die Tätigkeiten des Güterkraftverkehrs aus CITI- 
Gruppe 714 werden unter dieser Kennziffer wie 
folgt bezeichnet: 

Aus Gruppe 714 Sonstiger Straßenverkehr: 

1 . Gepäckbeförderung 

2. Rollfuhrunternehmen 

3. Rollfuhrunternehmer, auf eigene Rechnung 
tätig 

4. Rollwagen zur Paketzustellung 

5. Lastwagen, Güterzustellung 

6. Lastwagen, Fernverkehr 

7. Lastwagen, Stadtverkehr 

8. Lastwagen, Ortsverkehr 

9. Umzugsunternehmen 

10. Zustellung 

11. Güter-, Straßenverkehr 

12. Möbel, Ortsverkehr 

Die Aufstellung einer gemeinsamen Liste der Tätig- 
keiten des Güterkraftverkehrs auf der Grundlage 
der CITI-Gruppe 714 erwies sich als schwierig. Denn 
weder ist die Aufzählung der Tätigkeiten unbedingt 
vollständig, noch sind die Tätigkeiten immer klar 
definiert, und außerdem treten Überschneidungen 
auf. 

Man hielt es deshalb für richtiger, von einer Bezug- 
nahme auf diese Gruppe in Artikel 2 abzusehen, der 
folglich für alle — auch die nicht namentlich in der 
betreffenden Gruppe aufgeführten — Tätigkeiten 
des Güterkraftverkehrs gilt. 

Um die Übereinstimmung mit dem Allgemeinen Pro- 
gramm zu wahren, das sich auf die CITI-Nomen- 
klatur stützt, und im Hinblick auf die Tatsache, daß 
die bisher erlassenen Richtlinien sich auf diese No- 
menklatur beziehen, wurde die Gruppe 714 in 
den Erwägungsgründen aufgeführt. In der Praxis 
könnte die Anwendung der Richtlinie erleichtert 
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werden, indem man gegebenenfalls auch die neue 
„Allgemeine Systematik der Wirtschaftszweige in 
den Europäischen Gemeinschaften (N.A.C.E.)" (Ab- 
teilungen 6 bis 9), veröffentlicht 1969 vom Statisti- 
schen Amt der Europäischen Gemeinschaften, heran- 
zieht. 

Der Artikel 1 erfaßt nach Auffassung der Kommission 
alle selbständigen Tätigkeiten des Güterkraftver- 
kehrs, und zwar sowohl den gewerblichen Verkehr 
als auch den Werkverkehr; bezüglich des Werkver- 
kehrs gilt dies jedoch nur, soweit er in Zusammen- 
hang mit noch nicht liberalisierten Haupttätigkeiten 
steht. Diesem Grundsatz zufolge braucht in den An- 
wendungsbereich dieser die Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit betreffen- 
den Richtlinie derjenige Werkverkehr nicht einbe- 
zogen zu werden, der im Zusammenhang mit solchen 
Haupttätigkeiten auf dem Gebiet des Handels, des 
Gewerbes oder des Handwerks steht, die vom Rat 
bereits liberalisiert wurden. Hinsichtlich der noch 
nicht liberalisierten Haupttätigkeiten wurde es für 
zweckmäßig erachtet, den entsprechenden Werkver- 
kehr in einem Zuge durch Aufnahme in diese Richt- 
linie zu behandeln. 

Bisher ist der Kommission kein praktischer Fall be- 
kannt, in dem einem durch die Niederlassungsfrei- 
heit und den freien Dienstleistungsverkehr begün- 
stigten Unternehmen der Werkverkehr untersagt 
wurde oder in dem er diesbezüglich anderen diskri- 
minierenden Bedingungen unterworfen wurde. 

Artikel 3 

Dieser Artikel befaßt sich mit den wichtigsten be- 
kannten Beschränkungen, die aufzuheben sind. Die 
das Großherzogtum Luxemburg betreffende Be- 
schränkung wird vermutlich in der Zwischenzeit be- 
seitigt, da ein entsprechender Gesetzentwurf vor der 
Verabschiedung stand. 

Artikel 6 

Dieser Artikel befaßt sich mit der in Artikel 57 Ab- 
satz 1 des Vertrages vorgesehenen gegenseitigen 
Anerkennung von Dokumenten und Bescheinigun- 
gen, aus denen hervorgeht, daß der durch die Richt- 
linie Begünstigte die Voraussetzungen der persön- 
lichen Zuverlässigkeit, der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit und der beruflichen Befähigung erfüllt. Das 
Verfahren zur Erteilung dieser Unterlagen und Be- 
scheinigungen wird in einem im Rahmen der ge- 
meinsamen Verkehrspolitik ausgearbeiteten Vor- 
schlag einer Verordnung geregelt, der zur Zeit dem 
Rat vorliegt. 

Artikel 7 

Dieser Artikel wurde in der Standardform beibehal- 
ten, da die Richtlinie nur gemeinsam mit der in 
Artikel 6 erwähnten Verordnung in Kraft treten 
kann. 

Dies geht aus den Erwägungsgründen 8 und 9 klar 
hervor. 


B. Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit für die 
selbständigen Tätigkeiten der Personenbeförderung 
im Straßenverkehr 


1. Ziel der Richtlinie 

Wie bei der vorangehenden Richtlinie (Punkt A) 
sieht das Allgemeine Programm über die Niederlas- 
sungsfreiheit vor, daß Beschränkungen auf dem Ge- 
biet der Personenbeförderung im Straßenverkehr 
bis zum 31. Dezember 1967 aufzuheben sind. 

Was die Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Aufnahme und Aus- 
übung der Tätigkeiten betrifft, liegt dem Rat gegen- 
wärtig der Vorschlag einer Verordnung zur Prüfung 
vor. Die unter Punkt A 1 Unterabsatz 2 gegebenen 
Erläuterungen (S. 10) treffen auch hier zu. 

Nach Artikel 54 Absatz 2 des Vertrages wird des- 
halb dieser Richtlinienvorschlag dem Rat zur Geneh- 
migung vorgelegt, der ihn nach Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses und des Europäischen 
Parlaments mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 


2. Prüfung der wichtigsten Artikel 

Artikel 1 

Gleiche Bemerkung wie bei der vorangehenden 
Richtlinie (S. 10). 


Artikel 2 

Diese Richtlinie gilt für alle Tätigkeiten der Perso- 
nenbeförderung im Straßenverkehr, die mit Kraft- 
fahrzeugen durchgeführt werden. Nach dem Allge- 
meinen Programm fallen diese Tätigkeiten unter die 
CITI-Gruppen 712 und 713. 

Diese beiden Gruppen umfassen auch andere Beför- 
derungstätigkeiten (Eisenbahnen, Straßenbahnen 
und Omnibuslinien, Leichenwagen, Lieferhandwa- 
gen, Pferdedroschken, Pferdefuhrwerke), die Gegen- 
stand anderer Maßnahmen bilden werden. Sie ent- 
halten außerdem verschiedene andere Tätigkeiten 
und Hilfstätigkeiten des Verkehrs, die ebenfalls in 
gesonderten Maßnahmen behandelt werden. 

Um diese Richtlinie mit der vorangehenden Richt- 
linie abzustimmen, werden auch hier die Tätgkeiten 
des Werkverkehrs, die in Zusammenhang mit noch 
nicht liberalisierten Haupttätigkeiten stehen, in den 
Anwendungsbereich einbezogen. Wenn auch dem 
Werkverkehr hier nicht die gleiche Bedeutung zu- 
kommt wie beim Güterkraftverkehr, treffen doch die 
Erläuterungen zu der vorangehenden Richtlinie auch 
hier weitgehend zu (vgl. S. 10, 11). 

Die CITI-Gruppen 712 und 713 enthalten die folgen- 
den Tätigkeiten der Personenbeförderung im Stra- 
ßenverkehr durch Kraftfahrzeuge: 
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Ex-Gruppe 712 Straßenbahn- und Omnibuslinien: 

1. Omnibusse und Autobusse, Verkehr, außer Ver- 
mietung von Omnibussen oder Autobussen 

2. Omnibusse, Betrieb der Überlandlinien für die 
Personenbeförderung 

3. Omnibusse, Betrieb der örtlichen Linien 

4. Omnibusse, Betrieb der Linien, außer Vermie- 
tung von Omnibussen 

5. Ausflugomnibusse, Betrieb, außer Vermietung 
von Autobussen 

6. Schülerbusse, Betrieb auf Vertragsbasis. 

Ex-Gruppe 713 Beförderung von Personen im 

Straßenverkehr , außer mit Omnibuslinien: 

1. Krankentransporte, außer denjenigen der Kran- 
kenhäuser 

2. Autobusse, Unternehmen für Örtliche Ausflüge 

3. Kraftdroschken, Unternehmen 

4. Kraftdroschken, Beförderung. 


Artikel 3, 6 und 7 

Hier gelten die gleichen Bemerkungen wie für die 
vorangehende Richtlinie (S. 11). 


C. Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit für die 
selbständigen Tätigkeiten der Güter- und Personen- 
beförderung auf Binnenwasserstraßen 

1. Ziel der Richtlinie 

Wie bei den beiden vorangehenden Richtlinien sieht 
das Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit vor, daß 
die Beschränkungen, die in diesem Falle die selb- 
ständigen Tätigkeiten der Güter- und Personenbe- 
förderung auf Binnenwasserstraßen betreffen, späte- 
stens am 31. Dezember 1967 aufzuheben sind. 

Was die Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften betrifft, die unter den im Allge- 
meinen Programm vorgesehenen Bedingungen er- 
forderlich ist (vgl. Punkt A 1 Unterabsatz 2, S. 10) 
liegt gegenwärtig dem Rat der Vorschlag einer 
Verordnung über den Zugang zum Binnenschiffs- 
güterverkehr zur Prüfung vor. Diese Verordnung 
behandelt somit die Personenbeförderung nicht; die 
Aufhebung der Beschränkungen dürfte aber auf die- 
sem Gebiet keine Verzerrungen nach sich ziehen. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 des Vertrages wird dieser 
Richtlinienvorschlag dem Rat zur Genehmigung un- 
terbreitet, der die Richtlinie nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Euro- 
päischen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit er- 
lassen wird. 


2. Prüfung der wichtigsten Artikel 


Artikel 1 

Gleiche Bemerkungen wie zu den vorangehenden 
Richtlinien (S. 10). 


Artikel 2 

Die Richtlinie gilt für die Tätigkeiten der Güter- 
und Personenbeförderung auf Binnenwasserstraßen, 
gleichgültig in welcher Weise die hierzu verwende- 
ten Schiffe angetrieben werden (eigene Mittel, 
Schub- und Schleppschiffahrt usw.). 

Nach dem Allgemeinen Programm fallen diese Tä- 
tigkeiten in die CITI-Gruppe 716. In diesem Zusam- 
menhang wird auf den Vermerk zu Artikel 2 Ab- 
satz 1 der Richtlinie über den Güterkraftverkehr 
verwiesen (S. 10). 

Die CITI-Gruppe 716 umfaßt auch eine Reihe ande- 
rer Tätigkeiten, Hilfstätigkeiten des Verkehrs sowie 
Tätigkeiten anderer Art, die den Gegenstand ge- 
, sonderter Maßnahmen bilden werden. 

Die Tätigkeiten der Güter- und Personenbeförde- 
rung der CITI-Gruppe 716 werden im Index der 
CITI wie folgt bezeichnet: 

I Ex-CITI-Gruppe 716 Verkehr auf Wasserstraßen, 

; außer Hochseeverkehr: 

1. Fähren, Betrieb auf Binnengewässern 
j 2. Kanäle, Beförderung auf Kanälen 

3. Lastkähne, Beförderung mit Lastkähnen 

4. Binnenschiffahrt, Beförderung 
; 5. Lastkähne, Besitzer 

6. Schleppdienste 

7. Schlepper, Besitzer 

! Wie die beiden vorgenannten Richtlinien gilt auch 
diese Richtlinie entsprechend den in der Richtlinie 
1 über den Straßengüterverkehr (S. 10, 11) gegebenen 
Erläuterungen für diese Beförderungsart für die- 
jenigen Tätigkeiten des Werkverkehrs, die im Zn- 
I sammenhang mit noch nicht liberalisierten Haupt- 
tätigkeiten stehen. 

In bezug auf Belgien, Frankreich und Italien, in de- 
nen noch Beschränkungen bestehen (vgl. S. 7, 8), 
deren Aufhebung ohne Koordinierung Wettbewerbs- 
verzerrungen im Sinne des 3. Erwägungsgrundes 
(S. 7) nach sich gezogen hätte, bezieht sich die Richt- 
linie auf die Gesamtheit der Tätigkeiten des Werk- 
1 Verkehrs, die in diesen Staaten ausgeübt werden. 


Artikel 3 

Gleiche Bemerkungen wie für die Richtlinie über 
den Güterkraftverkehr (vgl. S. 11). 
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Artikel 6 

Dieser Artikel betrifft die in Artikel 57 Absatz 1 
des Vertrages vorgesehene gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise, aus denen hervorgeht, daß 
die Begünstigten dieser Richtlinie die Bedingungen 
der finanziellen Leistungsfähigkeit und der beruf- 
lichen Befähigung erfüllen. Das Verfahren der Aus- 
stellung dieser Unterlagen und Bescheinigungen 
wird in dem Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über den Zugang zum Markt im Binnenschiffsgüter- 
verkehr geregelt, die dem Rat gegenwärtig zur Prü- 
fung vorliegt. 

Was die berufliche Befähigung im Zusammenhang 
mit der Zulassung zum innerstaatlichen Verkehr be- 
trifft, hat die gegenseitige Anerkennung nach Auf- 
fassung der Kommission zur Folge, daß der Staats- 
angehörige eines Mitgliedstaates, der die im Her- 
kunftsstaat erforderlichen Bedingungen erfüllt, kei- 
ner neuen Prüfung im Aufnahmestaat unterworfen 
zu werden braucht. Es handelt sich hier um einen 
Grundsatz, dem die Kommission großen Wert bei- 
mißt, selbst wenn die Prüfung sich nur auf Fragen 
des Aufnahmestaates bezieht. In der Praxis wird 
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dies vermutlich keine Probleme aufwerfen, da die 
Begünstigten in der Regel im Herkunftsstaat die 
Prüfung für den Zugang zum grenzüberschreitenden 
Verkehr abgelegt haben dürften, die vor allem eine 
Kenntnis der in den anderen Mitgliedstaaten gelten- 
' den Bestimmungen erfordert. 

I Artikel 7 

Dieser Standardartikel betrifft die Tätigkeiten der 
1 Personenbeförderung, da sie nicht durch den in Ar- 
tikel 6 erwähnten Vorschlag einer Koordinierungs- 
I Verordnung erfaßt werden. Es wurde nicht für 
I zweckmäßig gehalten, hier die Frage der Berufs- 
befähigung zu regeln, da die Mitgliedstaaten keine 
besonderen Vorschriften über den Zugang zu die- 
ser Verkehrsart kennen. Sollten künftig derartige 
Vorschriften erlassen werden, könnten immer noch 
die geeigneten Maßnahmen erlassen werden. 

Artikel 8 

| 

i Hier gelten die gleichen Bemerkungen wie für Arti- 
' kel 7 der Richtlinie über den Güterkraftverkehr 
; (siehe S. 11). 
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